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Gesetze zur Steuerung der Migration
„Ausbildungsduldung“ wird
jetzt aber auf bestimmte Hel-
ferberufe ausgeweitet.

Ist damit jetzt alles durch?
Nein. Eine achte Reform
steht noch aus. Über Ände-
rungen im Staatsangehörig-
keitsrecht soll am Monatsen-
de abgestimmt werden. Hier
geht es darum, Doppelstaat-
lern, die sich einer Terrormi-
liz anschließen, den deut-
schen Pass wegzunehmen.
Wer in einer Mehrehe lebt,
darf nicht eingebürgert wer-
den. Stellt sich in den ersten
zehn Jahren nach der Einbür-
gerung heraus, dass der Neu-
bürger über seine Identität
gelogen hat, wird der Verwal-
tungsakt rückgängig ge-
macht. Das geht bisher nur
fünf Jahre lang.

Könnten einige dieser
Gesetzentwürfe im
Bundesrat gestoppt
werden?

Zustimmungspflichtig sind
lediglich die neuen Regelsät-
ze für Asylbewerber und
neue Vorgaben für den Aus-
tausch von Daten aus dem
Ausländerzentralregister zwi-
schen verschiedenen Behör-
den. Hier geht es vor allem
darum, dass die Nummer,
mit der ein Ausländer in dem
Register gespeichert ist, über-
mittelt werden darf. Das soll
unter anderem verhindern,
dass Zuwanderer wegen un-
klarer Schreibweise unter
verschiedenen Namen regis-
triert werden. Datenschützer
halten die geplante Regelung
für bedenklich. dpa

teproblem wohl nicht lösen.
Deshalb sollen die Einreise-
bestimmungen für qualifi-
zierte Arbeitskräfte aus ande-
ren Staaten etwas gelockert
werden. Die bisher geltende
Beschränkung auf Mangelbe-
rufe entfällt. Außerdem muss
der Arbeitgeber nicht mehr
nachweisen, dass er keinen
Deutschen und auch keinen
EU-Bürger gefunden hat, der
den Job machen könnte.

IT-Spezialisten dürfen auch
ohne Ausbildung einreisen –
vorausgesetzt sie können
nachweisen, dass sie im Aus-
land schon mehrere Jahre in
der Branche gearbeitet ha-
ben. Außerdem können qua-
lifizierte Arbeitsmigranten
für kurze Zeit nach Deutsch-
land kommen, um sich einen
Job zu suchen. Bisher war ein
Arbeitsvertrag Vorausset-
zung für die Einreise.

Was ist mit abgelehnten
Asylbewerbern, die Arbeit
gefunden haben?

Diejenigen von ihnen, die ei-
nen festen Job haben, ihren
Lebensunterhalt über einen
längeren Zeitraum selbst be-
streiten und Deutsch spre-
chen, sollen eine „Duldung“
erhalten. Damit dürfen sie
dann erst einmal bleiben.
Doch nur wer vor dem 1. Au-
gust 2018 eingereist ist, kann
die „Beschäftigungsduldung“
erhalten.

Eine verlässliche Bleibeper-
spektive erhalten außerdem
Menschen ohne Aufenthalts-
erlaubnis, die eine Ausbil-
dung angefangen haben. Das
ist zwar nicht ganz neu. Die

die Hürden für Ausreisege-
wahrsam gesenkt werden,
kann zwar in einigen Fällen
verhindern, dass jemand
kurz vor dem geplanten Flug
abtaucht. An der Tatsache,
dass sich einige Herkunfts-
länder bei der Identifizierung
und Rücknahme ihrer Staats-
bürger wenig kooperativ zei-
gen, wird sich durch das Vor-
haben nichts ändern. Die Re-
gierung nennt es „Geordnete-
Rückkehr-Gesetz“. Pro Asyl
spricht vom „Hau-ab-Gesetz“.

Für wen wird
der Zugang nach
Deutschland leichter?

In vielen Branchen herrscht
Personalmangel. Installateu-
re, Programmierer, Pflege-
kräfte – die Liste der ausgebil-
deten Fachkräfte, die fehlen,
ist lang. EU-Bürger dürfen
zwar jetzt schon in Deutsch-
land arbeiten und tun das
auch in großer Zahl. Doch sie
alleine werden das Fachkräf-

dann 136 Euro pro Monat.
Außerdem sollen alleinste-
hende Erwachsene länger in
Erstaufnahmeeinrichtungen
wohnen – im Regelfall bis zu
18 Monate. Bisher werden sie
grundsätzlich nach einem
halben Jahr auf die Kommu-
nen verteilt. Menschen aus
sogenannten sicheren Her-
kunftsländern und „Identi-
tätstäuscher“ sollen noch län-
ger in den großen Einrichtun-
gen bleiben. Für Familien gel-
ten kürzere Fristen.

Werden demnächst mehr
Ausländer abgeschoben?

Das ist zumindest die Hoff-
nung der Bundesregierung.
Vor allem die Union sieht
hier großen Handlungsbe-
darf, nachdem 2018 mehr als
jede zweite Abschiebung ge-
scheitert war. Dass deutlich
mehr abgelehnte Asylbewer-
ber ohne Duldung abgescho-
ben werden, ist allerdings
eher unwahrscheinlich. Dass

Union und SPD wollen die
Migration nach Deutsch-
land „steuern und begren-
zen“. Umfragen zeigen:
Das will auch die Mehrheit
der Bevölkerung. Doch
wird das mit dem neuen
Gesetzespaket gelingen?
Und was bleibt übrig vom
Recht auf Asyl?
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Berlin – Der Bundestag hat ein
umfangreiches Paket mit
Neuregelungen zu Asyl, Ar-
beitsmigration und Abschie-
bungen beschlossen. Bundes-
innenminister Horst Seeho-
fer (CSU) bezeichnete die sie-
ben Gesetze in der abschlie-
ßenden Debatte am Freitag
als „Zäsur in der Migrations-
politik“. Die wichtigsten Fra-
gen und Antworten zu den
geplanten Reformen:

Was ändert sich
für Asylbewerber?

Einige von ihnen erhalten et-
was mehr Geld, weil die Le-
benshaltungskosten seit der
letzten Anpassung gestiegen
sind. Alleinstehende oder Al-
leinerziehende sollen künftig
statt 135 Euro pro Monat 150
Euro erhalten. Die Anhebung
soll aber „kostenneutral“ um-
gesetzt werden. Das funktio-
niert, indem Geflüchtete, die
in Gemeinschaftsunterkünf-
ten leben, künftig so behan-
delt werden, als lebten sie in
einer Partnerschaft. Das
heißt, für sie gilt der niedrige-
re Regelsatz von demnächst

Hamburg – Mehr als zehn
Jahre nach dem Tod der
„Gorch Fock“-Kadettin Jen-
ny Böken will die Staatsan-
waltschaft Kiel den Fall
nach „Spiegel“-Informatio-
nen erneut untersuchen.
Wie das Magazin am Freitag
unter Berufung auf Sicher-
heitskreise berichtete,
nimmt die Behörde das To-
desermittlungsverfahren
wieder auf. Anlass sei die
Aussage einer neuen Zeu-
gin, wonach Böken Opfer ei-
nes Verbrechens geworden
sein könnte. Die Staatsan-
waltschaft war am Freitag
für Nachfragen zunächst
nicht erreichbar.

Die aus Geilenkirchen
stammende 18-jährige Offi-
ziersanwärterin im Sanitäts-
dienst der Bundeswehr war
in der Nacht zum 4. Septem-
ber 2008 während einer
nächtlichen Wache unter
ungeklärten Umständen
von dem Segelschulschiff in
die Nordsee gestürzt und er-
trunken. Die Ermittler ge-
hen von einem tödlichen
Unfall aus, bereits im Jahr
2009 legten sie den Fall zu
den Akten. Die Eltern be-
zweifeln die Unfallversion,
bemühten sich bisher aber
vergeblich um eine Wieder-
aufnahme.

Die neue Zeugin war dem
Bericht zufolge vor ihrer Ge-
schlechtsangleichung 2008
Angehöriger der Bundes-
wehr, allerdings nicht in
der Marine. Sie sei damals
auch nicht mit Jenny Böken
an Bord der „Gorch Fock“
gewesen, schrieb der „Spie-
gel“. dpa

Angeblich neue
Ermittlungen im
Fall Jenny Böken

Ein Flüchtling aus Somalia arbeitet während eines Praktikums bei einem Industrieunternehmen in der Produktion der Firma an einem Wärmetauscher.
Durch die neuen Migrationsgesetze soll auch der Personalmangel in vielen Branchen behoben werden. FOTO: DPA

Bundesrat billigt
Bafög und regelt
neues Wahlrecht

Berlin – Studenten und ge-
richtlich bestellte Vormün-
der sollen mehr Geld bekom-
men. Diese und andere Be-
schlüsse fasste der Bundesrat
am Freitag auf seiner Sitzung
in Berlin. Die wichtigsten
Entscheidungen:

Bafög-Erhöhung
Gute Nachrichten für Stu-

dierende: Das Bafög steigt. Bis
kommendes Jahr soll der
Höchstsatz der Förderung
von 735 Euro auf 861 Euro
steigen. Der Wohnzuschlag
wird von 250 auf 325 Euro an-
gehoben. Außerdem sollen
mehr Studenten als bisher
Anspruch auf eine solche
staatliche Förderung haben.

Mehr Geld für Betreuer
und Vormünder
Deutlich mehr Geld sollen

künftig auch gerichtlich be-
stellte Vormünder und Be-
treuer erhalten. Ihre Vergü-
tung soll um durchschnitt-
lich 17 Prozent steigen. Die
vom Bundesrat gebilligte Er-
höhung ist die erste seit 2005.
Betreuer und Vormünder
übernehmen die rechtliche
Betreuung von Menschen,
die etwa wegen körperlichen
oder psychischen Leiden
nicht in der Lage sind, ihre
Angelegenheit selbstständig
zu regeln.

Wahlrecht
für Behinderte
Menschen mit Behinde-

rung können sich künftig bei
der Stimmabgabe zu Bundes-
tags- und Europawahlen hel-
fen lassen. Mit dem Gesetz
wird ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts umge-
setzt. Es beendet den pau-
schalen Wahl-Ausschluss von
Menschen, die nicht lesen
können oder wegen Behinde-
rung im Alltag auf umfassen-
de Betreuung angewiesen
sind. Künftig können sich sol-
che Menschen bei der Stimm-
abgabe helfen lassen.

Flüssiggas-Terminals
Der Bau von Flüssiggas-Ter-

minals an der deutschen Küs-
te soll durch Gesetzeserleich-
terungen und Zuschüsse ge-
fördert werden. Der Bundes-
rat billigte eine entsprechen-
de Regierungsverordnung.

Mehr Transparenz
bei Tiertransporten
Der Bundesrat will den

Tierschutz bei langen Trans-
portfahrten in Drittländer au-
ßerhalb der EU verbessern.
Die Transportbedingungen
sollen transparenter werden,
um auf diese Weise die Ein-
haltung von Bestimmungen
zum Tierschutz besser kon-
trollieren zu können. Die
Länderkammer forderte die
Bundesregierung auf, bei der
EU auf eine Änderung der Re-
geln hinzuarbeiten.

Tarifautonomie
Der Bundesrat will eine

weitere Schwächung der Ta-
rifautonomie abwenden. In
einem Entschließungsantrag
forderten die Länder die Bun-
desregierung auf, verschiede-
ne Maßnahmen zur Stärkung
der Sozial- und Tarifpartner-
schaft zu prüfen – unter an-
derem die Möglichkeit, Tarif-
verträge einfacher als bisher
für allgemeinverbindlich er-
klären zu lassen.

Fixierungen in Zivilhaft
Der Bundesrat hat die

Rechte von Betroffenen bei
Fixierungen gestärkt. Hier
geht es etwa um Fälle, bei de-
nen ein Gefangener in Zivil-
haft gefesselt werden muss,
weil er eine Gefahr für sich
selbst oder andere darstellt.
Das Bundesverfassungsge-
richt hatte 2018 geurteilt,
dass eine Fixierung von mehr
als einer halben Stunde rich-
terlich genehmigt werden
muss. afp

WIE ICH ES SEHE

Oh komm,
du Geist der

Wahrheit
VON DIRK IPPEN

ersten Gehalt gekauft hat.
Aber man muss nicht jedem
Trend hinterherlaufen und
immer das Neueste haben
müssen und damit Müll und
schädlichen Abfall produzie-
ren. Also da sind wir Alten
doch ganz fortschrittlich,
oder?“

Vielleicht bringt ja der Hei-
lige Geist gerade den Jungen
zu Pfingsten diese Erkennt-
nisse meiner Leserin mit dem
schönen Pfingstlied: „O
komm, du Geist der Wahr-
heit, und kehre bei uns ein,
verbreite Licht und Klarheit,
verbanne Trug und Schein“.
Wir Alten aber bitten den
Heiligen Geist mit dem Ge-
sangbuchvers: „Stärk unseres
Leibs Gebrechlichkeit mit
deiner Kraft zu jeder Zeit“.

Der Kolumnist ist erreichbar
unter ippen@tz-online.de

lassen uns nicht verführen
von Sonderangeboten mit
Waren, die wir gar nicht
brauchen. Wir kochen saiso-
nal und regional, mit viel Ge-
müse, wenig Fleisch, nach al-
ten Rezepten, die jetzt als
neu angepriesen werden, es-
sen keine Erdbeeren im Win-
ter, werfen kein Plastik auf
die Straße, reinigen mit Essig-
wasser statt mit Chemie, ge-
hen ins Repair-Café, machen
keinen Urlaub in Madagaskar
oder Botswana... Und wir
schauen nicht aufs Handy,
wenn wir an einem Wäld-
chen vorbeigehen, wo die
Bäume blühen und die Vögel
singen, wie hier die jüngeren
Leute auf dem Weg zur S-
Bahn. Es muss ja nicht jeder
wie ich eine Armbanduhr tra-
gen aus dem Jahr 1956, oder
ein Radio haben, das sich
mein Mann einst von seinem

nen besonders hoch in der
jüngeren Generation ist.

Dabei leben wir Alten
schon immer das, was jetzt
als Lebensstil von den Jungen
gepredigt, aber nicht beher-
zigt wird. Und warum? Ganz
einfach: In unseren Jugend-
jahren in der bescheidenen
Nachkriegszeit wurden wir
so geprägt.

Kein Licht durfte in einem
Zimmer brennen, in dem
sich niemand aufhielt. Stän-
dig hieß es: „Vergesst nicht,
das Licht im Keller auszuma-
chen“. Ein tropfender Was-
serhahn war fast eine Kata-
strophe wegen des unnötigen
Verbrauches dieses wertvol-
len Elementes. Sparsam wur-
de geheizt, lieber sollte man
einmal einen Pullover anzie-
hen.

Eine Leserin meines Jahr-
ganges schreibt mir treffend:

Pfingsten ist nicht nur das
„liebliche Fest“, wo alles
grünt und blüht, wie es Goe-
the im Reineke Fuchs be-
schreibt. Das Erscheinen des
Heiligen Geistes im bibli-
schen Bericht hat mehr mit
Brausen und Wandel zu tun.

Wenn man heute die neu-
esten Umfragen zur politi-
schen Stimmung in Deutsch-
land hört, dann braust es zu
Pfingsten vor allem in unse-
rer Parteienlandschaft. Die
Grünen sind dabei, nun sogar
die CDU zu überholen. Um
den für viele schon festste-
henden Weltuntergang abzu-
wenden, wollen sie alles um-
schmeißen. Wir müssen an-
ders leben, weil wir „Älteren“
offenbar Raubbau getrieben
haben an der Natur dieses
schönen blauen Planeten. So
ist es auch kein Wunder, dass
die Zustimmung zu den Grü-

„Wir Alten sind doch die
Vorreiter. Alles, was jetzt als
neuer Lebensstil gefordert
wird, das praktizieren wir
doch! Wir werfen keine
soundso viel Kilogramm Le-
bensmittel weg, haben beim
Einkaufen einen Zettel dabei,

Freiwillige Ausreisen*
Abschiebungen

Personen in Tausend 
insgesamt und darunter:
    Geduldete
    Unmittelbar Ausreisepflichtige 
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War die „Gorch Fock“
Schauplatz eines Verbre-
chens? FOTO: DPA

Moskau – Im Ostchinesi-
schen Meer ist es zu einer
Beinahe-Kollision zwischen
einem russischen und ei-
nem US-Kriegsschiff gekom-
men. Dem russischen U-
Boot-Zerstörer „Admiral Wi-
nogradow“ sei von der „USS
Chancellorsville“ der Weg
abgeschnitten worden, mel-
deten die russischen Nach-
richtenagenturen am Frei-
tag unter Berufung auf die
russische Pazifikflotte. Die
„Admiral Winogradow“ ha-
be ein Notfallmanöver ein-
leiten müssen, um einen Zu-
sammenstoß zu vermeiden.
Die beiden Schiffe hätten
sich einander bis auf 50 Me-
ter genähert. Die Siebte Flot-
te der US-Marine erklärte
dagegen, Grund für den Bei-
nahe-Zusammenstoß sei ein
„gefährliches und unprofes-
sionelles“ Manöver des rus-
sischen Schiffes gewesen. Es
habe von hinten kommend
stark beschleunigt und ha-
be so den US-Lenkwaffen-
kreuzer und seine Besat-
zung in Gefahr gebracht.
Russische und US-Militärs
beschuldigen sich regelmä-
ßig gegenseitig, für gefährli-
che Flug- oder Schiffsmanö-
ver verantwortlich zu sein.
Das Verhältnis zwischen
beiden Staaten ist stark an-
gespannt. dpa

Beinahe-Kollision
von Kriegsschiffen


